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A. Rechtsetzung

1. Vieles neu im AWG-Berufsrecht
Durch die AWG-Rechtsbereinigungsnov 2019 kommen zahlreiche
Neuerungen im abfallrechtlichen Berufsrecht auf uns zu (die Zi-
tate beziehen sich bereits auf die novellierte AWG-Fassung):1)

So entfallen das Erfordernis eines Zwischenlagers für Sammler
nicht gefährlicher Abfälle, das Vorhandensein einer Behandler-
erlaubnis für die Entnahme von Batterien aus Elektroaltgeräten
oder Alt-Kfz(hinkünftig darf das der Sammler bereits), das auto-
matische Erlöschen der Erlaubnis bei reiner Untätigkeit (nur mehr
bei dauerhafter Einstellung der Tätigkeit oder mehr als zweijähri-
ger Inaktivität im EDM) und der gänzliche Erlaubnisentzug bei
Wegfall der Verlässlichkeit. Anders als bisher ist kein gänzlicher
Entzug mehr vorgesehen, sondern auch ein teilweiser oder auch
zeitlich beschränkter (§ 25 a Abs 6 AWG), wenn nach den Um-
ständen des Falls erwartet werden kann, dass diese Maßnahme
ausreicht, um ein späteres einwandfreies Verhalten des Inhabers
der Erlaubnis zu sichern. Auch die dreimalige Übertretung von
Gesetzen zum Schutz der Umwelt führt nicht mehr zwingend
zum Erlaubnisentzug. Nach dem neuen § 25 a Abs 7 AWG hat
die Beh anstelle eines Erlaubnisentzugs nachsichtig zu sein; und
zwar nicht nur bei der Verhängung einer Freiheitsstrafe durch
ein Gericht, sondern auch bei Vorliegen von drei oder mehr ein-
schlägigen Verwaltungsstrafen.

Schlussendlich gibt es weitere, neue erlaubnisfreie Rückneh-
mer: Abbruch- und Erdbewegungsunternehmen, Installateure,
Wartungsfirmen, Gärtner, Hausverwalter, Versuchsbetriebsanla-
genbetreiber, Universitäten und technische Versuchsanstalten
(§ 24 a Abs 2 Z 9 bis 12 AWG). Und mehr Rechte gibt es für die
erlaubnisfreien Rücknehmer obendrein, müssen sie nunmehr
nicht zwingend alle Abfälle an befugte Sammler und/oder Behand-
ler weitergeben, sondern dürfen selbst auch Vorbereitungshand-
lungen zur Wiederverwendung der Abfälle durchführen. Kurz:
Die Nov bringt tatsächlich massive Erleichterungen mit sich.

2. Neue Verordnung belastete Gebiete (Luft)

Mit 27. 4. 2019 ist die neue V belastete Gebiete (Luft), BGBl II
2019/101 in Kraft getreten, welche die V aus dem Jahr 2015,
BGBl II 2015/166, ersetzt. Im Vergleich zur zuvor gültigen V ha-
ben sich zum Teil wesentliche Änderungen ergeben. Es sind Ge-
biete weggefallen oder es wurden Flächen ausgewiesener Gebiete
verkleinert. Am auffälligsten ist, dass aus NÖ und dem Bgld über-
haupt keine Gebiete mehr enthalten sind. Zuvor waren große Teile
NÖ und das gesamte Bgld als Feinstaub-Belastungsgebiete ausge-
wiesen.

In Krnt, OÖ, Sbg, der Stmk und Tir wurden einzelne Fein-
staubbelastungsgebiete gestrichen. Teilweise wurden Stickstoff-
Belastungsgebiete gestrichen (hauptsächlich in Krnt). Während
in Vbg überhaupt keine Änderung stattfand, wurden in Wien
die Belastungsgebiete Feinstaub eingeschränkt.

Es lassen sich zwei wesentliche Erkenntnisse aus der neuen V
gewinnen: Erstens dürfte die Schadstoffbelastung in der Luft in
den letzten Jahren abgenommen haben. Zudem wird die Umset-
zung bestimmter, mit Hinweis auf Luftbelastungsgebiete versehe-

ner Vorhaben künftig einfacher, weil weniger häufig eine UVP-
Pflicht von der UVP-Beh festgestellt werden wird.2)

B. Judikatur

1. VwGH zur Rückwirkung der Parteistellung von UO
Die Geschichte der Schwarzen Sulm ist um ein Kapitel reicher.
Ebenso die Frage der Umsetzung und Geltung der AarhK mit
den E VwGH Ra 2018/07/0410– 9 und Ra 2018/07/0380 bis
0382–9. Die Fälle betreffen beide das umstrittene Wasserkraft-
werk Schwarze Sulm, beziehen sich jedoch auf verschiedene Ver-
fahren. Im ersten Fall Ra 2018/07/0410–9 hatte sich der VwGH va
mit einer Frage zu befassen: Wie weit reicht das Recht von UO
zurück, umwelt- bzw wasserrechtliche Bescheide anzufechten,
bei denen sie entgegen geltendem Unionsrecht und mittlerweile
dem EuGH-U Protect (EuGH 20. 12. 2017 C-664/15) nicht als Par-
teien gehört wurden?

In einem ersten Prüfschritt verwarf der VwGH den Verweis der
Projektwerber auf die als „pipeline Judikatur“ bekannte Rspr des
EuGH zur Anwendbarkeit unionsrechtlicher Vorschriften auf lau-
fende Verfahren (EuGH 9. 8. 1994 C-396/92, Bund Naturschutz in
Bayern). Im nächsten Schritt kommt der GH zum Schluss, dass
wiewohl die AarhK bereits seit 2003 in Kraft und seit 2005 ratifi-
ziert ist, eine Anwendung auf den gegenständlichen Fall ausschei-
det. Mit Verweis auf Protect schließt der GH, dass der sich aus
diesem U ergebende Rechtsschutz primär aus Art 47 GRC erfließe,
der der AarhK zum rechtlichen Durchbruch verhilft. Somit wäre
natürlich auch das Inkrafttreten der GRC die logische Grenze der
Rückwirkung des Rechtsschutzes für die übergangenen UO. Im
zweiten Fall (Ra 2018/07/0380 bis 0382–9) betreffend die vom
LVwG Stmk zuerkannte Parteistellung an eine UO im Trassenän-
derungsverfahren des Kraftwerks Schwarze Sulm aus 2015 bejahte
der VwGH diese Parteistellung unter Berufung auf EuGH Protect
und seine eigene Folgejudikar konsequenterweise, weil dieses Ver-
fahren aus dem Jahr 2015 stammt.

Konkret stellen die beiden E klar, in welchen der Verfahren Par-
teistellung einzuräumen ist. Abstrakt reicht die Wirkung der E wei-
ter. Erstmals stellt ein HG fest, wie weit die Rückwirkung des Protect-
Urteils reichen könnte, nämlich bis zum Inkrafttreten der GRC 2009.
Beachtlich ist, dass der VwGHdabei explizit keine Notwendigkeit der
erneuten Vorlage an den EuGH gesehen hat (Ra 2018/07/0380 bis
0382–9, Rz 45). Bestärkt dürfen sich die kritischen Stimmen sehen,
die die in allen bisherigen Gesetzesbeschlüssen gefasste Rückwir-
kungsfrist von einem Jahr als nicht ausreichend betrachten.3)

Umweltrechtsblog.at
Assoz. Univ.-Prof. Dr. Daniel Ennöckl und RA
Dr. Peter Sander betreiben gemeinsam mit dem
ÖWAV das Projekt www.umweltrechtsblog.at,
einen Webblog, der Entwicklungen und Er-
kenntnisse tagesaktuell einer breiten Öffentlich-
keit zukommen lässt.

RdU
[AKTUELLES]

136 RdU [2019] 04

1) Auf die weiteren Neuerungen insb im Anlagenrecht wird aus Platzgründen in der
kommenden Ausgabe von Schnell und aktuell eingegangen werden.

2) Siehe auch umweltrechtsblog.at v 23. 5. 2019 (Kain).
3) Umweltrechtsblog.at v 1. 6. 2019 (Schamschula).


